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nachrichten

Zwei Schritte weiter 
im Gallezen
augst. Der Quartierplan Gallezen, 
der die planerische Grundlage für 
sieben neue Wohnbauten bildet und 
die vermehrte Orientierung der 
Augster Siedlung an den Rhein ein-
läuten soll, ist seiner Realisierung 
zwei Schritte nähergekommen: Der 
Kanton Basel-Stadt als Besitzer ei-
ner Parzelle im Gallezen hat ein Ge-
such um Waldrodung gestellt, wie 
die Gemeinde mitteilt. Ausserdem 
liegen jetzt Quartierplan und Quar-
tierplanreglement sowie der zuge-
hörige Bau- und Strassenlinienplan 
bei der Gemeinde auf.

Alter der gefällten 
Blutbuche ist bestimmt
Pratteln. In den Jahren 2006 und 
2008 mussten zwei grosse Blutbu-
chen im Jörinpark gefällt werden, 
wie der Werkhof mitteilt. Die kanto-
nale Denkmalpflege wollte aber wis-
sen, wie alt die zweite gefällte Bu-
che war und gab deshalb eine den-
drochronologische Holzalterbestim-
mung in Auftrag. Das Resultat liegt 
nun vor: Die Buche keimte im Jahr 
1889 und wurde demzufolge stolze 
119 Jahre alt. 

Finanzausgleichsgesetz in der Kritik
Reinach. Gemeinde soll noch stärker zur Kasse gebeten werden als bisher

Daniel Schindler

Die Neugestaltung des Finanz-
ausgleichs sollte stark belas-
tete Gebergemeinden besser-
stellen. In einigen Fällen ge-
schieht genau das Gegenteil – 
wie das Beispiel Reinach zeigt. 
Nun wehrt sich die Gemeinde.

In den vergangenen Jahren ist 
der Baselbieter Finanzausgleich 
massiv in Schieflage geraten. Fi-
nanzstarke Gemeinden, die keine 
Mittel aus dem Finanzausgleich er-
halten, hatten unter dem Strich 
pro Kopf weniger Geld zur Verfü-
gung als ärmere Gemeinden, die 
am Tropf des Finanzausgleichs 
hängen. Um diese Fehlentwick-
lung zu korrigieren, hat die Basel-
bieter Regierung im Oktober eine 
Neuregelung des Solidarwerks 
vorgeschlagen und in die Ver-
nehmlassung geschickt (siehe Text 
unten).

Nun zeigt sich: Das Ziel, die Si-
tuation der am stärksten belaste-
ten Gebergemeinden zu verbes-
sern, wird mit dem neuen Finanz-
ausgleichsgesetz (FAG) nur teil-
weise erreicht. Von jenen elf Ge-
meinden, die der Kanton eigentlich 
entlasten wollte, kommen deren 
sechs tatsächlich besser weg: All-
schwil, Liestal, Münchenstein, 
Oberdorf, Schönenbuch und Sel-
tisberg. Hingegen wird sich die Si-
tuation in fünf Gemeinden ver-

schlechtern: Itingen, Muttenz, 
Oberwil, Reinach und Therwil.

Am stärksten trifft es Oberwil. 
Heute bezahlt die Gemeinde 7,2 
Millionen Franken in den Finanz-
ausgleichstopf. Neu sollen es fast 
900 000 Franken mehr sein. Am 
zweitschlechtesten kommt Rei-
nach weg. Statt wie heute 7,9 Mil-
lionen soll die Gemeinde neu 8,4 
Millionen Franken an Finanzaus-
gleich bezahlen – also 547 000 
Franken mehr als bisher. Der 
Hauptgrund dafür ist im Wesentli-
chen ein technischer: Das Gesetz 
sieht nämlich einen Höchstsatz 
von 80 Prozent zwischen der Steu-
erkraft pro Kopf in einer Gemeinde 
und dem Ausgleichsniveau vor. 

«willkürlich». Für den Reinacher 
Gemeindepräsidenten und SP-
Landrat Urs Hintermann ist dieser 
Satz von 80 Prozent «willkürlich 
festgelegt» worden. «Würde der 
Satz beispielsweise bei 75 Prozent 
liegen, könnte Reinach von einer 
Entlastung von rund 300 000 Fran-
ken im horizontalen Finanzaus-
gleich profitieren und müsste so-
mit gesamthaft nur eine marginale 
Mehrbelastung hinnehmen», sagt 
Hintermann.

Zwar habe der Reinacher Ge-
meinderat noch nicht definitiv be-
raten und entschieden, wie er zum 
neuen FAG stehe, doch für Hinter-

mann ist klar: «Reinach muss fi-
nanziell entlastet werden – der 
Höchstsatz von 80 Prozent zwi-
schen der Steuerkraft und dem 
Ausgleichsniveau ist nach unten 
zu korrigieren.»

Kritisch. Zudem schafft der neue 
horizontale Ressourcenausgleich 
laut Hintermann «in keiner Weise 
Anreize zum Sparen oder für eine 
verstärkte interkommunale Zu-
sammenarbeit und Gemeindefusi-
onen». Damit werde sich die wirt-
schaftliche Situation der ärmeren 
Nehmergemeinden auch in Zu-
kunft nicht verbessern. «Dies führt 
dazu, dass die Gebergemeinden – 
sprich auch Reinach – weiterhin 
nicht entlastet werden», sagt Hin-
termann.

Kritisch äussert sich der Rei-
nacher Gemeindepräsident auch 
zur im FAG vorgesehenen Sonder-
lastenabgeltung. Auch hier werde 
kein Anreiz geschaffen, die Sozial-
kosten tief zu halten. «Gut funktio-
nierende Sozialhilfebehörden wer-
den nicht belohnt.» Auch werden 
zum Beispiel die Mietzinszuschüs-
se im Sozialen Wohnungsbau oder 
Investitionen in Präventionspro-
jekte bei der Kostenermittlung 
nicht berücksichtigt, was laut Hin-
termann ein weiterer Mangel am 
FAG ist. Sein Fazit: «Diese Vorlage 
muss nachgebessert werden.»

Gemeindeverwaltung Reinach. Hinter diesen 
Fenstern ist genau gerechnet worden.  Foto Roland Schmid

Pächtersuche 
geht weiter
Binningen. Gasthof Neubad 
steht vor ungewisser Zukunft

peter de Marchi

Findet sich nicht bald ein neuer Päch-
ter für den Gasthof Neubad, könnten 
Küche und Gaststube in Büros umge-
wandelt werden.

Hans-Rudolf Werdenberg war jahre-
lang Küchenchef im Gasthof Neubad, 
machte sich dann aber mit einem Cate-
ring-Betrieb in Allschwil selbstständig. 
Jetzt wäre er bereit gewesen zurückzukeh-
ren. Grund: Das Pächterehepaar Victor 
und Denise Marx hört Ende Januar auf – 
nach über 35 Jahren in diesem geschichts-
trächtigen Gasthof dicht an der Grenze zur 
Stadt. Victor Marx wird 80 Jahre alt – Zeit 
also, um etwas kürzerzutreten.

Wunschkandidat. Doch der Deal hat sich 
zerschlagen. Wirtschaftliche Gründe seien 
ausschlaggebend gewesen, sagen Werden-
berg wie auch Stephan Stamm, Verwal-
tungsratspräsident der Stamm Immobili-
en AG, der Besitzerin des Gasthofs Neu-
bad. Stamm selber fügt nur an, dass Wer-
denberg der Wunschkandidat gewesen 
wäre. Die wirtschaftlich harten Zeiten 
aber würden es noch schwieriger machen, 
einen neuen Pächter zu finden.

Schon beginnt es in der Gerüchteküche 
zu brodeln: Der Gasthof solle in Büroraum 
umgewandelt werden. Stamm aber be-
tont, dass er alles daransetzen werde, um 
das «Neubad» als Restaurant retten zu 
können. Er sei immer noch in Verhandlun-
gen mit weiteren Interessenten. Zudem 
stehe ihm eine Grösse der Basler Gastro-
szene beratend zur Seite. Diese Person 
aber möchte derzeit noch nicht nament-
lich genannt werden.  

bis monatsende. Wenn er aber keinen 
Nachfolger für das Ehepaar Marx finde, 
müsse er sich andere Szenarien überlegen, 
und zu diesen Szenarien gehöre tatsäch-
lich auch ein Umbau des Gasthofs in einen 
Bürokomplex. «Wir sind eine Immobilien-
gesellschaft und können uns das ‹Neubad› 
nicht als Liebhaberobjekt leisten», sagt 
Stamm.  Sicher ist somit nur, dass Victor 
und Denise Marx am 31. Januar ihre Gäste 
zum letzten Mal bedienen werden. 
Anschliessend soll erst einmal das Gebäu-
de saniert werden. 

Massnahmen gegen Hochwasser brauchen Zeit
Leimentaler Gemeinden gründen Arbeitsgruppen – Kosten der Korrekturen sind noch nicht absehbar

Christian Fink

Die Diskussion um die Finanzierung der 
geplanten Hochwasser-Schutzmassnah-
men im hinteren Leimental dürfte noch zu 
roten Köpfen führen. Gefordert sind die 
Gemeinden und der Kanton. 

Das Hochwasser, das vor rund eineinhalb 
Jahren die Region heimsuchte, verursachte 
auch in Therwil zahlreiche Schäden: 121 «Er-
eignisse» wurden in der Hochwassernacht 
vom 8. auf den 9. August 2007 gezählt. Seit-
her wird im Leimental viel über Hochwasser-
schutz gesprochen.

Zu den ersten Massnahmen in Therwil ge-
gen künftige Hochwasser gehörte der Verkauf 
von Sandsäcken. Gebrochene Dämme wur-
den wieder hergerichtet. Im Zentrum, wo das 
Hochwasser die meisten Schäden angerichtet 
hatte, ist der Dorfbach von Kiesablagerungen 
befreit worden. Und dort, wo der Bach offen 
ist, liess der Kanton das Bachbett ausbaggern. 

Die längerfristigen Massnahmen, die zu-
künftige Hochwasserereignisse verhindern 
oder zumindest eindämmen sollen, befinden 
sich seit längerer Zeit in Planung. Zu lange, 
wie einige der direkt betroffenen Therwiler 
finden und dies auch an der letzten Gemein-
deversammlung zum Ausdruck brachten (sie-
he Text rechts).

Dass die Planung Zeit braucht, hat damit 
zu tun, dass beim Hochwasserschutz über die 
Gemeinde- und im Falle des Leimentals auch 
über die Kantons- und Landesgrenze hinaus 
gedacht und gehandelt werden muss. Ausser-
dem, so betont Daniel Niederhauser, Sachbe-
arbeiter Umwelt in der Therwiler Verwaltung, 
wolle man auf die kantonale Naturgefahren-
Karte warten, die als Grundlage der Massnah-
men dienen soll. Sie sollte im Frühjahr zur 
Verfügung stehen.

Untätig warten – das tun die Planer gleich-
wohl nicht. Auf Einladung Therwils trafen 
sich die Politiker der umliegenden Gemein-
den, um die verschiedenen Hochwasser-
schutzmassnahmen zu koordinieren und Ar-
beitsgruppen zu gründen. 

Die Arbeitsgruppe Birsig will sich mit der 
Frage beschäftigen, wie viel Wasser an drei 
verschiedenen Standorten mit sogenannten 
Retentionsräumen umgeleitet und kurzzeitig 
zurückgehalten werden kann. Die Flächen 
oberhalb der kleinen Dämme können weiter 
landwirtschaftlich genutzt werden. Mit den 
Dämmen, so Daniel Niederhauser, sollen 
Hochwasserspitzen gebrochen werden kön-
nen. Absolute Sicherheit gebe es jedoch 
nicht.

Derzeit werden mögliche Standorte ge-
prüft: Zwischen den Tennisplätzen und dem 
Birsmatthof; ein zweiter oberhalb des Birs-
matthofs. Und das dritte Rückhaltebecken ist 
oberhalb Biel-Benkens vorgesehen.

bis nach leymen. Besonders an diesem 
Rückhaltebecken ist die Tatsache, dass sich 
die Flut bei Hochwasser über die Landesgren-
ze hinweg auf Leymener Boden ausbreiten 
würde. Deshalb sollen in dieser Angelegenheit 
die zuständigen französischen Behörden kon-
taktiert werden. Zunächst aber soll abgeklärt 
werden, ob an diesem Standort ein solcher 
Retentionsraum überhaupt sinnvoll ist. 

Eine weitere Arbeitsgruppe wird sich um 
ähnliche Massnahmen beim Schliefbach küm-
mern. Ausserdem soll der Bach im Dorfzent-
rum vergrössert werden. Hierzu gibt es zwei 
Varianten: Entweder werden grössere Rohre 
gelegt, oder der Bach wird auf einer gewissen 
Strecke freigelegt. Entsprechende Planungs-
arbeiten sind ausgeschrieben.

Die dritte Gruppe kümmert sich um den 
Marchbach. Zuerst wird geprüft, ob der Bach 
zusammen mit Ettingen und Witterswil auf 
einer Länge von 900 Metern ausgedohlt wer-
den kann.

Für die Planungsphase und erste kleinere 
Massnahmen sind für das laufende Jahr 
150 000 Franken gesprochen worden. Nieder-
hauser rechnet mit Investitionen in Millionen-
höhe: «Die Finanzierung wird sicher noch zu 
Diskussionen führen.»

Gemeindepräsident sieht kein Unbehagenglückwunsch

Goldene Hochzeit
SCHÖNENBUCH. Heute feiern Hélène und 
Anton Oser-Ueberschlag, wohnhaft am 
Längeweg 17, das Fest der goldenen 
Hochzeit. Die Basler Zeitung gratuliert 
dem Jubelpaar und wünscht ihm für die 
Zukunft noch viele gesunde und heitere 
gemeinsame Jahre.
gratulationen@baz.ch

Ressourcenausgleich unter den Gemeinden

Systemwechsel. Statt eines vertikalen Finanz-
ausgleichs – vom Kanton zu den Gemeinden – 
sieht das geplante Finanzausgleichsgesetz (FAG) 
einen direkten Ressourcenausgleich unter den 
Baselbieter Gemeinden vor. Zudem sollen ein Aus-
gleichsfonds und ein Topf für Sonderlastenabgel-
tungen (zum Beispiel für Bildung oder Sozialhilfe) 
geschaffen werden.
Im Oktober hat die Finanzdirektion den Gesetzes-
entwurf in die Vernehmlassung geschickt, gestern 

Freitag ist die Frist abgelaufen. Die SP bemängelt, 
dass durch das FAG zu wenig Anreize für eine effi-
ziente, sparsame Führung in den Gemeinden be-
stehen. Die SVP kritisiert, dass Bürgergemeinden 
nicht mehr um Unterstützung aus dem Ausgleichs-
fonds ersuchen dürfen. CVP und FDP begrüssen 
das neue Gesetz. Auch der Verband Baselland-
schaftlicher Gemeinden begrüsst das FAG und 
fordert eine Kommission, welche die Wirkungen 
des Gesetzes laufend überprüft. dan

Wider das Wasser. Die Flutmulden im Gebiet «In der Au» (Foto 
oben) fangen das Hochwasser auf.

therwil. Die Bemühungen um 
einen besseren Hochwasser-
schutz schreiten für einige Ther-
wiler zu langsam voran. Das 
zeigten verschiedene Voten an 
der letzten «Gmeini». Bei dieser 
Gelegenheit wurde der Gemein-
derat verpflichtet, im Juni und 
Dezember über geplante und re-
alisierte Massnahmen zu infor-
mieren. Ein generelles Unbeha-

gen in der Bevölkerung kann 
Gemeindepräsident Heiner 
Schärrer nicht feststellen, wie er 
sagt. Er verstehe das Bedürfnis, 
dass engmaschig informiert 
wird. Aber: «Es dürfte klar sein, 
dass eineinhalb Jahre nach dem 
Hochwasser nicht schon alle 
Pläne umgesetzt sind.» Kritik 
werde vorab aus dem Gebiet 
Rosengarten laut. cf

hintermann
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